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1. Reform der Grundsteuer zum 1.1.2025

Zum 1.1.2025 tritt die neue Grundsteuer in Kraft. Auf der Grund-
lage des reformierten Grundsteuer- und Bewertungsrechts sind für 
alle rund 36 Mio. wirtschaftlichen Einheiten des Grundbesitzes neue 
Bemessungsgrundlagen für Zwecke der Grundsteuer ab dem Kalen-
derjahr 2025 zu ermitteln. Damit verliert der Einheitswert aus den 
Jahren 1935 bzw. 1964 als Berechnungsgrundlage seine Gültigkeit. 

Die Mehrzahl der Bundesländer folgt bei der Reform dem Bundes-
modell. Im Bereich der sog. Grundsteuer A (land- und forstwirt-
schaftliches Vermögen/Betriebe der Land- und Forstwirtschaft) set-
zen die meisten Länder das Bundesmodell um. Im Bereich der sog. 
Grundsteuer B (Grundvermögen / Grundstücke) weichen die Länder 
Saarland und Sachsen lediglich bei der Höhe der Steuermesszah-
len vom Bundesmodell ab. Die Länder Baden-Württemberg, Bayern, 
Hamburg, Hessen und Niedersachsen wenden ein eigenes Grund-
steuermodell an.

Für Wohngrundstücke sind hierzu im Wesentlichen nur folgende 
wenige Angaben erforderlich: Lage des Grundstücks, Grundstücks-
fl äche, Bodenrichtwert, Gebäudeart, Wohnfl äche und Baujahr des 
Gebäudes. Diese Angaben übermitteln Grundstückseigentümer in 
einer Feststellungserklärung ihrem Finanzamt (FA). 

Anhand der Angaben in der Grundsteuererklärung berechnet das FA 
den Grundsteuerwert und stellt einen Grundsteuerwertbescheid aus. 
Außerdem berechnet es anhand einer gesetzlich festgeschriebenen 
Steuermesszahl den Grundsteuermessbetrag und stellt einen Grund-
steuermessbescheid aus. 

Anhand der übermittelten Daten ermittelt dann abschließend die 
Stadt beziehungsweise Gemeinde die zu zahlende Grundsteuer. Dazu 
multipliziert sie den Grundsteuermessbetrag mit dem Hebesatz, der 
von der Stadt beziehungsweise Gemeinde festgelegt wird. Daraus 
ergibt sich die zu zahlende Grundsteuer, die als Grundsteuerbescheid 
i. d. R. an den Eigentümer gesendet wird.

Bitte beachten Sie! Entscheidend für alle Angaben, die Grund-
stückseigentümer dem Finanzamt übermitteln, ist dabei der Stand 
zum Stichtag 1.1.2022. Grundstückseigentümer mussten allerdings 
nicht bereits zum 1.1.2022 aktiv werden. Die Aufforderung zur Ab-
gabe der Feststellungserklärung wird voraussichtlich Ende März 
2022 durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. Die elektronisch 
abzugebenden Feststellungserklärungen können ab 1.7.2022 ein-
gereicht werden. Die Abgabefrist läuft nach derzeitigem Stand bis 
zum 31.10.2022. 

Anmerkung: Wer die Feststellungserklärung nicht selbst erstellen 
und elektronisch übermitteln will, kann dies auch über seinen Steu-
erberater vornehmen lassen.

2. TERMINSACHE: Antrag auf Grundsteuer-
erlass bis 31.3.2022 stellen

Vermieter können bis zum 31.3.2022 (Ausschlussfrist) einen An-
trag auf Grundsteuererlass bei der zuständigen Gemeinde für 2021 
stellen, wenn sie einen starken Rückgang ihrer Mieteinnahmen im 
Vorjahr zu verzeichnen hatten. Voraussetzung ist eine wesentliche 
Ertragsminderung, die der Steuerpfl ichtige nicht zu vertreten hat. 
Ursachen können z. B. Brand- oder Hochwasserschäden, Zahlungs-
unfähigkeit des Mieters oder Schäden durch Mietnomadentum sein. 
Insbesondere durch die Corona-bedingten Zahlungsausfälle können 
sich Einnahmeausfälle ergeben, die einen Grundsteuererlass recht-
fertigen können.



Keine Aussicht auf Erlass besteht, wenn der Vermieter die Ertrags-
minderung zu vertreten hat, z. B., weil er dem Mieter im Erlasszeit-
raum gekündigt hat oder wenn notwendige Renovierungsarbeiten 
nicht (rechtzeitig) durchgeführt wurden.

Maßstab für die Ermittlung der Ertragsminderung ist die geschätzte 
übliche Jahresrohmiete. Bei einem Ausfall von mehr als 50 % der 
Mieteinnahmen wird die Grundsteuer nach den derzeitigen Bestim-
mungen in Höhe von 25 % erlassen. Entfällt der Mietertrag vollstän-
dig, wird die Grundsteuer in Höhe von 50 % erlassen.

3. Steuer-ID ab 2022 auch im Minijob melden

Auch der Verdienst aus einem Minijob ist steuerpfl ichtig. Der Ar-
beitgeber kann selbst entscheiden, ob der Verdienst pauschal oder 
nach individuellen Merkmalen (Lohnsteuerklassen) des Minijobbers 
versteuert werden soll.

Arbeitgeber müssen seit dem 1.1.2022 die Steuer-IDs ihrer gewerb-
lichen Minijobber im elektronischen Meldeverfahren an die Minijob-
Zentrale übermitteln. Dies gilt unabhängig davon, ob Arbeitgeber 
die Steuer pauschal an die Minijob-Zentrale zahlen oder die indivi-
duelle Besteuerung nach der Lohnsteuerklasse über das Finanzamt 
vornehmen. Zudem müssen sie in der Datenübermittlung die Art der 
Versteuerung angeben.

Die Steuer-ID ist eine persönliche Identifi kationsnummer, die nur 
einmal vergeben wird und dauerhaft gültig bleibt. Sie ändert sich 
z. B. auch nicht nach einer Namensänderung, einer Änderung des 
Personenstandes oder nach einem Umzug. Finanzbehörden sollen 
durch die Nummer in die Lage versetzt werden, zulässige Überprü-
fungen vorzunehmen und vorhandene Informationen zuzuordnen.

4. Steuerfreie (Corona-)Sonderzahlungen an 
Arbeitnehmer bis 31.3.2022 verlängert

Mit dem Gesetz zur Modernisierung der Entlastung von Abzug-
steuern und der Bescheinigung von Kapitalertragsteuer wurde die 
Frist für die Steuerbefreiung von Corona-Sonderzahlungen bis zum 
31.3.2022 verlängert. 

Arbeitgeber haben dadurch die Möglichkeit, ihren Beschäftigten 
Beihilfen und Unterstützungen bis zu einem Betrag von 1.500 € 
steuer- und sozialversicherungsfrei auszuzahlen oder als Sach-
leistungen zu gewähren. Voraussetzung dafür ist jedoch u. a., dass 
die Beihilfen und Unterstützungen zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn geleistet und die steuerfreien Leistungen im 
Lohnkonto aufgezeichnet werden.

Bitte beachten Sie! Die Fristverlängerung erweitert nur den Zeit-
raum, in dem der Betrag gewährt werden kann. Sie führt nicht dazu, 
dass die 1.500 € mehrfach steuerfrei ausgezahlt werden könnten. 
1.500 € ist die Höchstsumme für den ganzen Zeitraum, nicht für das 
Kalenderjahr. Wurden also in 2020 oder 2021 z. B. 500 € ausbezahlt, 
können bis 31.3.2022 noch weitere 1.000 € geleistet werden. Die 
Auszahlung kann auch pro Dienstverhältnis erfolgen. Arbeitet z. B. 
ein Beschäftigter im Hauptberuf und als Mini-Jobber bei 2 Arbeitge-
bern, könnte er die Sonderzahlung von jedem Arbeitgeber erhalten.  

5. Rückzahlung von Corona-Soforthilfen

Die Corona-Soforthilfe wurde unmittelbar nach Ausbruch der Pan-
demie aufgelegt, damit Unternehmen Liquiditätsengpässe decken 
können. Sie wurde zu einem Zeitpunkt beantragt und bewilligt, zu 

dem die Einnahmen nur geschätzt werden konnten. Eine eventuelle 
Überkompensation ist daher zurückzuzahlen. Das macht es erforder-
lich, dass die Steuerpfl ichtigen die Berechnung anhand der tatsäch-
lichen Einnahmen und Ausgaben vornehmen. 

Bilanzsteuerrechtliche Behandlung der Rückzahlungsverpfl ich-
tung: Es wird nicht beanstandet, wenn die Rückzahlungsverpfl ich-
tung in der Bilanz des in 2020 endenden Wirtschaftsjahres bzw. zum 
31.12.2020 passiviert wird.

Zeitpunkt der Berücksichtigung zurückzuzahlender Corona-Sofort-
hilfen bei Gewinn ermittlung durch Einnahmen-Überschuss-Rech-
nung: Für den Ansatz von Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben 
im Rahmen der Gewinnermittlung durch Einnahmen-Überschuss-
Rechnung gilt das Zufl uss-/Abfl ussprinzip. Dieser Grundsatz gilt 
auch für Zahlungen/Rückzahlungen von Corona-Soforthilfen.

So ist ein Vorziehen der Rückzahlung in das Kalenderjahr 2020 nicht 
möglich, wenn die Rückzahlung in 2021 oder in 2022 geleistet wur-
de oder wird. Sie ist nur in dem Kalenderjahr als Betriebsausgabe 
abzugsfähig, in dem sie geleistet worden ist.

6. Abschreibung eines Firmenwagens
bei Betriebsaufgabe

Investitionsabzugsbeträge (IAB) dürfen nur unter bestimmten Vo-
raussetzungen gebildet werden. Erfüllt der Unternehmer diese im 
Nachhinein doch nicht, ist der IAB wieder rückgängig zu machen. 

Das Gesetz schreibt vor, dass das Wirtschaftsgut neben dem Jahr 
der Anschaffung/Herstellung auch im ganzen darauffolgenden Wirt-
schaftsjahr (fast) ausschließlich betrieblich genutzt werden muss. 
Sollte es sich bei dem Folgejahr jedoch durch die Betriebsaufga-
be um ein Rumpfwirtschaftsjahr handeln, kann die Voraussetzung 
anscheinend nicht erfüllt werden. Zu dieser Problematik hat der 
Bundesfi nanzhof (BFH) mit Urteil vom 28.7.2021 eine Entscheidung 
getroffen.

Der Fall landete vor dem BFH, weil eine Unternehmerin einen Pkw 
für ihr Einzelunternehmen kaufte, einen IAB sowie die Sonderab-
schreibung geltend machte, im darauffolgenden Jahr den Betrieb je-
doch aufgab. Das Finanzamt änderte daraufhin die entsprechenden 
Einkommensteuerbescheide der betroffenen Jahre. Es erkannte den 
IAB und die Sonderabschreibung steuerlich nicht an, weil das Wirt-
schaftsgut nicht über das gesamte Folgejahr mindestens fast aus-
schließlich betrieblich genutzt wurde und damit die gesetzlichen 
Voraussetzungen nach seiner Auffassung nicht erfülle.

Der BFH entschied anschließend jedoch zum Vorteil der Steuerpfl ich-
tigen. Durch die Betriebsaufgabe wird das Ende des Wirtschafts-
jahres nur vorgezogen, sodass die Unternehmerin das Wirtschafts-
gut quasi das gesamte Wirtschaftsjahr über genutzt hat. Allerdings 
muss trotzdem eine tatsächlich überwiegende betriebliche Nutzung 
vorliegen. Die Sonderabschreibung und der IAB sind dann auch im 
Fall einer Betriebsaufgabe nicht rückgängig zu machen.

7. Auf be wah rung von Rech nun gen bei 
elek tro ni schen Re gis trier kas sen

Nach den Vorschriften des Umsatzsteuergesetzes (UStG) muss der 
Unternehmer ein Doppel der Rechnung, die er selbst oder ein Dritter 
in seinem Namen und für seine Rechnung ausgestellt hat, sowie alle 
Rechnungen, die er erhalten oder die ein Leistungsempfänger oder in 
dessen Namen und für dessen Rechnung ein Dritter ausgestellt hat, 
10 Jahre aufbewahren. Die Rechnungen müssen für den gesamten 



Zeitraum die Anforderungen der Vorschriften des UStG erfüllen. Die 
Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in 
dem die Rechnung ausgestellt worden ist.

Nunmehr äußert sich das Bundesfi nanzministerium zur Aufbewah-
rung von Rechnungen, die Unternehmer mithilfe elektronischer 
oder computergestützter Kassensysteme oder Registrierkassen 
erteilen. Danach ist es hinsichtlich der erteilten Rechnungen aus-
reichend, wenn ein Doppel der Ausgangsrechnung (Kassenbeleg) 
aus den unveränderbaren digitalen Aufzeichnungen reproduziert 
werden kann, die auch die übrigen Anforderungen der Grundsät-
ze ordnungsgemäßer Buchführung (GoBD) erfüllen, insbesondere 
die Vollständigkeit, Richtigkeit und Zeitgerechtigkeit der Erfassung.

8. Leistungsbeschreibung in Rechnungen

Die Anforderungen an ausgestellte Rechnungen führen in der Praxis 
häufi g zu unterschiedlichen Auffassungen zwischen Finanzverwal-
tung und Unternehmer. Regelmäßig ändern und präzisieren aber 
auch Gerichte die notwendigen Anforderungen. Dies ist durch den 
Bundesfi nanzhof (BFH) bezüglich einer ausreichenden Leistungs-
beschreibung vorgenommen worden. Im Hinblick auf jenes Urteil 
wurde nun ein BMF-Schreiben veröffentlicht, welches die vorge-
nommene Änderung beschreibt.

Gegenstand des Urteils war damals die sog. „handelsübliche Be-
zeichnung“. Diese soll den Anspruch auf den Vorsteuerabzug grund-
sätzlich nicht weiter verschärfen. Vielmehr ist ausschlaggebend, 
ob es sich um Waren aus dem niedrigen, mittleren oder oberen 
Preissegment handelt, denn in diesen Bereichen kann sich die Han-
delsüblichkeit deutlich unterscheiden. Diese Unterscheidung ist für 
jeden Einzelfall gesondert zu treffen.

Die Bezeichnung der Leistung muss den Abgleich zwischen Bestel-
lung und gelieferter Ware ermöglichen und zwar eindeutig und 
ohne Möglichkeit einer fälschlicherweise mehrfachen Abrechnung. 
Wenn eine Bezeichnung von Gegenständen den gesetzlichen Vor-
gaben von Kaufl euten entspricht und diese Bezeichnung in den 
Geschäftskreisen allgemein verwendet wird, ist sie handelsüblich. 
In Einzelfällen muss eventuell nachgewiesen werden, ob eine han-
delsübliche Bezeichnung vorliegt.

9. Neue Regeln beim Sachbezug seit 
dem 1.1.2022

Unter einem sog. „Sachbezug“ versteht man Einnahmen aus einem 
Arbeitsverhältnis, welche nicht in Geld bestehen. Diese geldwer-
ten Vorteile können sich in einer Natural-, Sach- oder zusätzlichen 
Leistung darstellen. Sachbezug oder Sachlohn ist bis zu einer 
Grenze von 50 € (bis 31.12.2021 bis 44 €) im Monat steuer- und 
sozialversicherungsfrei. Dadurch ergeben sich fi nanzielle Vorteile 
gegenüber der Auszahlung von (steuer- und sozialversicherungs-
pfl ichtigem) Barlohn.

Durch die neue Defi nition „zu den Einnahmen in Geld gehören“ 
wurde nunmehr gesetzlich festgeschrieben, dass zweckgebundene 
Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsurrogate 
(Geld ersatzmittel) und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag 
lauten, keine Sachbezüge, sondern Geldleistungen sind.

Bestimmte zweckgebundene Gutscheine (einschließlich ent-
sprechender Gutscheinkarten, digitaler Gutscheine, Gutscheincodes 
oder Gutscheinapplikationen/-Apps) oder entsprechende Geldkar-
ten (einschließlich Wertguthabenkarten in Form von Prepaid-Kar-
ten) werden hingegen als Sachbezug gesetzlich defi niert. Voraus-

setzung ist, dass die Gutscheine oder Geldkarten ausschließlich zum 
Bezug von Waren oder Dienstleistungen bei dem Arbeitgeber oder 
bei einem Dritten berechtigen und zudem ab dem 1.1.2022 die 
Kriterien des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (ZAG) erfüllen. 
Weitere Voraussetzung ist, dass sie zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn gewährt werden.

10. Gewinnerzielungsabsicht bei kleinen Photo-
voltaikanlagen bzw. Blockheizkraftwerken

Mit Schreiben vom 29.10.2021 präzisierte das Bundesministerium 
für Finanzen (BMF) die steuerliche Vereinfachungsregelung beim 
Betrieb kleiner Photovoltaikanlagen (mit einer installierten Leistung 
von bis zu 10 kW/kWp) und vergleichbarer Blockheizkraftwerke (mit 
einer installierten Leistung von bis zu 2,5 kW/kWp). 

Danach unterstellt das Finanzamt ohne weitere Prüfung, dass ein 
einkommensteuerlich unbeachtlicher Liebhabereibetrieb vor-
liegt, wenn der Betreiber schriftlich erklärt, dass er die Vereinfa-
chungsregelung in Anspruch nehmen möchte. Die Erklärung wirkt 
auch für die Folgejahre. Wird die Vereinfachungsregelung genutzt, 
entfällt die ggf. erforderliche, aufwendige Prognoserechnung und 
es muss – auch bei bereits bestehenden Anlagen – keine Gewinner-
mittlung mehr erstellt werden. 

Wenn die nötigen Voraussetzungen erfüllt sind, ist die Inanspruch-
nahme der Vereinfachungsregelung bereits seit einiger Zeit mög-
lich. Die Rahmenbedingungen wurden in einem Schreiben des BMF 
vom 2.6.2021 aufgeführt. Offenbar gab es seitdem in der Praxis 
zahlreiche Zweifelsfragen. 

Daher führt das BMF nun genauer aus, dass die Antragsmög-
lichkeit nicht nur für natürliche Personen, sondern auch für 
Mitunternehmerschaften besteht. Der Antrag ist dann durch den 
Vertreter/den Empfangsbevollmächtigen oder alle Mitunternehmer 
gemeinsam zu stellen. 

Alle Photovoltaikanlagen/Blockheizkraftwerke (BHKW), die 
von einer antragstellenden Person betrieben werden, bilden 
einen einzigen Betrieb. Ein Antrag auf die Anwendung der Ver-
einfachungsregelung kann gestellt werden, wenn die installierte 
Gesamtleistung aller Anlagen nicht mehr als 10 kW/kWp beträgt. 
Analog dazu dürfen mehrere BHKW in der Summe eine installierte 
elektrische Gesamtleistung von bis zu 2,5 kW nicht überschreiten. 
Dies gilt unabhängig davon, ob die Anlagen auf demselben oder auf 
unterschiedlichen Grundstücken stehen. 

So ist es auch nicht relevant, ob die Anlagen technisch voneinan-
der getrennt oder verbunden sind. Auch solche Anlagen sind ein-
zubeziehen, die die übrigen Voraussetzungen der Vereinfachungs-
regelung nicht erfüllen (z. B. Anlagen, deren Strom einem Mieter 
des Antragstellers zur Verfügung gestellt wird). Für Anlagen, deren 
Werkleistungseinspeisung auf 70 % begrenzt ist, bleibt die instal-
lierte Leistung maßgebend. Übersteigt diese die festgelegten Leis-
tungsgrenzen, ist die Vereinfachungsregel nicht anwendbar. 

11. Verlängerung der Innovationsprämie 
für E-Autos bis Ende 2022

Um die E-Mobilität weiterhin zu fördern, wurde die aktuelle Innova-
tionsprämie für Elektrofahrzeuge zunächst um ein Jahr verlängert. 
Käufer von rein elektrisch betriebenen Elektrofahrzeugen erhalten 
im Jahr 2022 vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) weiterhin bis zu 9.000 € Förderung. Plug-In-Hybride werden 
mit maximal 6.750 € gefördert. 



Basiszinssatz: Seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = -0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %.    
(§ 247 Abs. 1 BGB)  Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
  abgeschlossen bis 28.7.2014: Basiszinssatz + 8-%-Punkte 
  abgeschlossen ab 29.7.2014: Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 2021: Dezember = 111,1; November = 110,5; Oktober = 110,7; September = 110,1; 
(2015 = 100) August = 110,1; Juli = 110,1 
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren 
  

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Antragsberechtigt sind Privatpersonen, Unternehmen, Stiftungen, 
Körperschaften und Vereine, auf die ein Neufahrzeug zugelassen 
wird und die sich verpfl ichten, das Fahrzeug sechs Monate zu halten. 
Zuwendungsempfänger ist der Antragsteller.

Der Bundesanteil der Prämie für rein elektrisch betriebene Pkw mit 
einem beim BAFA unter 40.000 € gelisteten Preis beträgt weiterhin 
6.000 € (zusätzlicher Herstelleranteil 3.000 €). Für sog. Plug-In-Hy-
bride beträgt der Bundesanteil 4.500 € (zusätzlicher Herstelleranteil 
2.250 €).  

Reine E-Autos mit einem bei der BAFA gelisteten Preis  über 40.000 € 
werden mit 5.000 € (zusätzlicher Herstelleranteil 2.500 €) bzw. für 
Plug-In-Hybride mit 3.750 € (zusätzlicher Herstelleranteil 1.875 €) 
bezuschusst. Die Fördergrenze liegt bei mehr als 65.000 €.

2023 soll die Förderung deutlich stärker auf Klimaschutz ausgerich-
tet und über den elektrischen Fahranteil und eine elektrische Min-
destreichweite defi niert werden.

Hinweis:  Eine Aufl istung der geförderten Fahrzeuge fi nden Sie un-
ter www.bafa.de. 

12. Leistungs austausch bei Ausfallhonorar

Um von einem steuerbaren Umsatz im umsatzsteuerlichen Sinne 
ausgehen zu können, muss zwingend ein Leistungsaustausch vor-
liegen. Das ist der Fall, wenn ein direkter Zusammenhang zwischen 
Leistung und entsprechendem Entgelt vorliegt, wie bei einem Ver-
trag in dem Entgelt und Leistungs- bzw. Lieferumfang klar geregelt 
sind. Wie es sich dabei mit einem Ausfallhonorar verhält, musste 
dagegen der Bundesfi nanzhof (BFH) entscheiden.

Ein selbstständiger Architekt schloss mit seinem Auftraggeber einen 
Vertrag über mehrere Posten. Einige davon waren bereits ausgeführt, 
als der Auftraggeber den Vertrag kündigte. Der Architekt erhielt ein 
Honorar für die ausgeführten Leistungen und dazu ein Ausfallhono-
rar. Das reguläre Honorar erklärte er als steuerpfl ichtigen, das Aus-
fallhonorar dagegen als nicht steuerbaren Umsatz. 

Aufgrund einer Außenprüfung widersprach das Finanzamt dieser Be-
handlung. Bei dem Ausfallhonorar handele es sich um eine Gegen-
leistung für den Verzicht auf die Erfüllung des Vertrags, die deshalb 
einem Leistungsaustausch entspricht und damit als steuerpfl ichtig 
zu beurteilen ist.

Der BFH hat das Urteil des Finanzgerichts aufgehoben und die Sache 
zur weiteren Bearbeitung wieder zurückgewiesen. Darüber, ob eine 
Zahlung als Entgelt für eine Leistung angesehen werden kann, muss 
durch eine individuelle Entscheidung über die richtige Zuordnung 
getroffen werden. Maßgebend dabei ist auch, was die beteiligten 
Parteien tatsächlich vereinbaren wollten, sofern es aus dem Vertrag 
nicht eindeutig erkennbar ist, wie in dem vorliegenden Fall. 

13. Überhöhte Verzinsung eines Gesell-
schaftsdarlehens als vGA

Sog. verdeckte Gewinnausschüttungen (vGA) zeichnen sich dadurch 
aus, dass die Gesellschaft einem Gesellschafter einen geldwerten 
Vorteil zukommen lässt. Dieser Vorteil besteht in Abweichungen vom 
üblichen Marktwert, die durch das Gesellschaftsverhältnis begrün-
det sind. Inwieweit eine hohe Verzinsung eines Gesellschafterdar-
lehens als vGA gilt, hatte der Bundesfi nanzhof (BFH) mit Urteil v. 
18.5.2021 zu entscheiden.

Im entschiedenen Fall nahm eine inländische GmbH bei ihrer Allein-
gesellschafterin ein unbesichertes Gesellschafterdarlehen im Jahr 
2012 auf, das mit 8 % p. a. verzinst wurde. Die Alleingesellschafterin 
nahm bei ihren Gesellschaftern zu identischen Konditionen (8 % und 
unbesichert) in gleicher Höhe ein Darlehen auf. Daneben erhielt sie 
ein Bankdarlehen, welches mit ca. 5 % verzinst wurde, aber voll-
umfänglich besichert war. Das Finanzamt beurteilte die Differenz in 
Höhe von 3 % als vGA.

Der BFH urteilte, dass der angestellte Fremdvergleich zur Feststellung 
einer vGA nicht ausreicht. Dadurch, dass das Gesellschafterdarlehen 
nachrangig und unbesichert ist, kann es nicht mit einem vorran-
gigen, besicherten Darlehen verglichen werden. Ein fremder Dritter 
würde diese ebenso unterschiedlich behandeln. Er würde nicht nur 
die aktuelle Vermögenssituation seines Schuldners bedenken, son-
dern auch dessen zukünftige wirtschaftliche Entwicklung. In dieser 
Hinsicht liegt es nahe, dass er durch die fehlenden Sicherheiten und 
die Nachrangigkeit des Darlehens einen höheren Zinssatz für seine 
Überlassung fordern könnte, als ein abgesicherter Darlehensgeber.

14. TERMINSACHE: Künstlersozial abgabe 
bis 31.3.2022 anmelden

Nimmt ein Unternehmen künstlerische Leistungen in Anspruch, sind 
diese i. d. R. der sog. Künstlersozialabgabe zu unterwerfen. Um der 
Belastung der abgabepfl ichtigen Unternehmen auch in der schwie-
rigen wirtschaftlichen Lage gerade für die Kultur- und Kreativbran-
che durch die Corona-Pandemie Rechnung zu tragen, bleibt der Ab-
gabesatz auch 2022 bei 4,2 % stabil.

Abgabepfl ichtige Unternehmen müssen selbst die Künstlersozial-
kasse (KSK) informieren und die hierfür gezahlten Entgelte eines 
Jahres – spätestens bis zum 31.3. des Folgejahres – anhand einer 
Jahresmeldung übermitteln. Darauf erfolgt die Abrechnung der KSK 
des Vorjahres.

Bitte beachten Sie! Unternehmer, die ihren Meldepfl ichten nicht 
rechtzeitig nachkommen, werden von der KSK eingeschätzt, die nur 
durch die Abgabe der Entgeltmeldungen berichtigt werden kann. 
Die Verletzung der Melde- und Aufzeichnungspfl ichten ist eine Ord-
nungswidrigkeit, die mit einem Bußgeld geahndet werden kann.


